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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

FDP-Ständerat Damian Müller (fdp, LU) forderte im Februar 2023 mittels einer Motion
eine «Intervention in Brüssel, damit Italien endlich das Dublin-Abkommen einhält».
Müller monierte, dass Italien seit Dezember 2022 keine Überstellungen im Rahmen des
Dublin-Abkommens mehr annehme, angeblich aus «plötzlich aufgetretenen
technischen Gründen, die mit fehlenden Aufnahmekapazitäten» zusammenhängen. Er
verlangte vom Bundesrat, dass dieser das Parlament über die genaue Anzahl der
dadurch nicht rücküberführten Personen informiere; dass er Staaten des Dublin-
Abkommens suche, die das Anliegen der Schweiz unterstützen; dass er formell beim Rat
der Justiz- und Innenministerinnen und -ministern der EU interveniere, um eine
Diskussion über die Einhaltung des Abkommens durch Italien zu lancieren; und dass er
die Europäische Kommission dazu auffordere, Massnahmen zu ergreifen, um Italien zur
Einhaltung des Abkommens zu zwingen. 
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme zu verstehen, dass er das Motionsanliegen
teile, wandte jedoch ein, dass Italien aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen im
Mittelmeerraum einen sechsmonatigen Ausnahmezustand erklärt habe. In dieser Zeit
wolle die italienische Regierung besondere Massnahmen zur Steuerung der Migration
ergreifen und finanzieren. Die Frist für die Überstellung von Dublin-Fällen laufe jedoch
sowieso erst nach sechs Monaten aus und könne mittels einer Beschwerde oder im
Falle eines Untertauchens der Betroffenen verlängert werden. Dementsprechend
können die in der Schweiz betroffenen Asylsuchenden auch nach Ablauf des
Ausnahmezustandes überstellt werden. Die Schweiz engagiere sich jedoch auf
bilateraler und multilateraler Ebene dafür, die Überführungen möglichst rasch wieder
aufzunehmen. Diese Forderung habe man gemeinsam mit anderen Dublin-Staaten bei
der Europäischen Kommission deponiert. Zudem hätten Bundesrätin Baume-Schneider
und Bundesrat Cassis das Thema auf Ministerstufe in Rom und Brüssel angesprochen,
und des Weiteren stehe das SEM in Kontakt mit den zuständigen italienischen
Behörden. Aufgrund der bereits laufenden Arbeiten beantragte der Bundesrat die
Ablehnung des Vorstosses. 

Der Ständerat setzte sich in der Sommersession 2023 mit der Motion auseinander.
Damian Müller zeigte sich enttäuscht darüber, dass der Bundesrat unterdessen davon
ausgehe, dass sich die Situation erst im Frühjahr 2024 normalisiere. Müller wies darauf
hin, dass nicht nur Italien, sondern auch die Schweizer Kantone Mühe hätten,
Unterbringungsmöglichkeiten für Asylsuchende zu finden, und forderte rasches
Handeln. Auch SVP-Parteipräsident Chiesa (svp, TI) beklagte sich über den Verstoss
Italiens gegen das Dublin-Abkommen und bezeichnete die in der Schweiz auf die
Überführung wartenden Asylsuchenden als «illegale Migranten». Die SP-Ständeräte
Sommaruga (sp, GE) und Stöckli (sp, BE) befanden die Motion indes für nicht erheblich,
da ihr Anliegen durch den Bundesrat bereits aufgegriffen worden sei. Bundesrätin
Baume-Schneider warb um Verständnis für die gravierende Situation in Italien, wo die
Zahl Asylsuchender im Vergleich zum Vorjahr um 300 Prozent angestiegen sei. Die
Schweiz müsse Solidarität zeigen, was aber nicht heisse, dass man sich nicht für die
Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen starkmache. Die Bundesrätin versprach, das
Parlament zu informieren, sobald es formelle Antworten von Italien oder der
Europäischen Kommission gebe, und beantragte die Ablehnung der Motion. Damian
Müller fand jedoch mit seinem Anliegen Gehör bei den Mitgliedern der FDP-, SVP- und
einem Grossteil der Mitte-Fraktion, welche die Motion mit 23 zu 14 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) annahmen. 1

MOTION
DATUM: 05.06.2023
AMANDO AMMANN
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Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Herbstsession 2021 beschäftigte sich der Ständerat mit dem
Grenzgängerabkommen und dem Protokoll zur Änderung des
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Schweiz und Italien. Marco Chiesa (svp,
TI) legte dem Rat einen Ordnungsantrag vor, um das Geschäft zu sistieren, bis Italien die
Schweiz von der schwarzen Liste von 1999 streicht. Diese Liste sieht eine Umkehr der
Beweislast des Steuerdomizils für in Italien wohnhafte natürliche Personen vor, die
ihren Wohnsitz in die Schweiz verlegen wollen. Chiesa begründete den Antrag damit,
dass man dringend abwarten müsse, wie sich andere Dossiers entwickelten, bevor man
den letzten Trumpf, den die Schweiz in den Verhandlungen halte, verwerfe. Er ging
davon aus, dass das Abkommen nicht den gewünschten Antidumping-Effekt für den
Tessiner Arbeitsmarkt haben werde und Grenzgänger weiterhin steuerlich privilegiert
würden. Dass die Schweiz von Italien trotz langjährigem Informationsaustausch noch
immer als Steuerparadies auf der schwarzen Liste geführt werde, bezeichnete er als
«unwürdig». Nur diplomatischer Druck könne daran etwas ändern. Ausserdem sei
Italien der Schweiz auch bei den Verhandlungen über den erleichterten Zugang zum
italienischen Finanzmarkt für schweizerische Marktteilnehmende – ohne die
Verpflichtung einer Niederlassung in Italien – nicht entgegengekommen, bemängelte
der SVP-Nationalrat. Da der Ordnungsantrag der WAK-SR nicht vorgelegt worden war,
konnte ihr Sprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) nur mutmassen, dass die Kommission
diesen wohl abgelehnt hätte. Die Kommission habe in der Beratung begrüsst, dass die
Erhebung der Quellensteuer in der Schweiz ab Inkrafttreten des Abkommens von 40 auf
80 Prozent steigen soll. Auch Finanzminister Maurer sprach sich gegen die Sistierung
aus. Zwar seien nicht alle Probleme mit Italien ausgeräumt worden, doch das Ergebnis
der jahrelangen Verhandlungen habe die ursprünglichen Erwartungen übertroffen und
man arbeite am erwähnten Zugang zum Finanzmarkt. Die von Chiesa kritisierte
schwarze Liste habe kaum mehr Bedeutung, erklärte Maurer. Der Ordnungsantrag
Chiesa wurde mit 34 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. Dem Entwurf des
Bundesrats stimmte die kleine Kammer in der Folge mit 43 zu 1 Stimmen – die Nein-
Stimme stammte von Chiesa – deutlich zu. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2021
AMANDO AMMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Mai 2020 reichte Marco Chiesa (svp, TI) zwei parlamentarische Initiativen für
Änderungen der Pauschalbesteuerung ein, nachdem er sich bereits im Jahr 2019 mit
zwei Motionen dieses Themas angenommen hatte. In seiner ersten Initiative (Pa.Iv.
20.421) wollte er Besteuerung nach dem Aufwand, also die sogenannte
Pauschalbesteuerung, zukünftig auch ausländischen Personen ermöglichen, die in der
Schweiz erwerbstätig sind – bisher war sie auf in der Schweiz nicht erwerbstätige
Ausländerinnen und Ausländer beschränkt. Dabei solle das in der Schweiz erworbene
Nettoeinkommen separat besteuert werden. 
Mit seiner zweiten parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.422) beabsichtigte er, auch
mit Schweizerinnen oder Schweizern verheirateten Ausländern oder Ausländerinnen
Zugang zur Pauschalbesteuerung zu gewähren – bisher durfte bei einer Besteuerung
nach dem Aufwand keiner der Ehegatten die Schweizer Staatsbürgerschaft besitzen.
Dabei sollten die Übergangsbestimmungen der Revision von 2012, die bis Ende 2020 in
Kraft sind, weiterhin gelten, damit die ausländischen Ehegatten ihr Recht auf
Besteuerung nach dem Aufwand nicht verlieren würden. 
Andere Länder, beispielsweise Italien, hätten attraktivere Pauschalbesteuerungsregeln
als die Schweiz, begründete Chiesa seine zwei Vorstösse. Unter anderem kenne gerade
Italien eben auch eine Besteuerung nach dem Aufwand bei in Italien Erwerbstätigen.
Folglich müsse hier die Schweiz nachziehen, um diesbezüglich wettbewerbsfähig zu
bleiben, zumal sie mit der Besteuerung nach dem Aufwand «nicht zu vernachlässigende
Steuereinnahmen» generiere. 
Mitte April 2021 beriet die WAK-SR die beiden Initiativen und entschied mit 10 zu 2
Stimmen gegen Folgegeben. Die Akzeptanz für eine Anpassung der Regelungen der
Pauschalbesteuerung in der Bevölkerung sei gering, überdies könnten die Vorstösse nur
geringes zusätzliches Steuersubstrat generieren.
In der Sommersession 2021 zog der Initiant seinen Vorstoss ohne Begründung zurück. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2023, S. 463 ff.; Mo. 23.3031
2) AB SR, 2021, S. 1341ff.; Medienmitteilung WAK-SR vom 19.11.21
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